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I/A Äußerungen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
I/A 0: Protokoll Bürgerinformationsveranstaltung: 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerungen der Bürger wurden zur Kenntnis genommen und noch einmal geprüft.  
So wurde im Zuge des Bebauungsplanverfahrens der öffentliche Parkraum im Umfeld des 
Plangebietes gutachterlich erfasst (Leinfelder Ingenieure, September 2017). Im Ergebnis 
lässt sich zusammenfassen, dass der öffentliche Parkraum im Untersuchungsgebiet zwar 
nahezu ausgelastet, jedoch nicht überlastet ist. Für den erhobenen Untersuchungsraum 
wurde eine Auslastung der öffentlichen Parkplätze von etwa 80 % festgestellt; es bestehen 
somit noch freie Kapazitäten.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen der Bürger werden zur Kenntnis genommen und den Äußerungen zur 
Parksituation teilweise gefolgt. 
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I/A 1: Bürger 1: BUND 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1. 
Für das Plangebiet besteht ursprüngliches Planungsrecht mit dem Bebauungsplan Nr. 35/III 
aus dem Jahre 1994 sowie mit dem derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 35/III, 
5. Änderung von 2006, sodass eine wohnbauliche Entwicklung bereits heute realisierbar ist. 
Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan setzt für die nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen, die Tiefgaragendecken und Garagendächer grünordnerische 
Maßnahmen fest. Durch die wohnbauliche Entwicklung des Plangebietes als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung kann die Inanspruchnahme von anderweitigen Flächen im 
Außenbereich vermieden werden. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine 
artenschutzrechtliche Untersuchung des Plangebietes durchgeführt sowie Maßnahmen zur 
Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz in den 
Bebauungsplan aufgenommen. Die Artenschutzprüfung konnte keine Vorkommen von 
planungsrelevanten Arten nachweisen. Ein Zugriff auf die Gehölzsstrukturen entlang des 
Walls sowie auf die Spielplatzflächen erfolgt mit Umsetzung des Bebauungsplanes nicht. 
 
Zu 2. 
Der derzeit rechtskräftige Bebauungsplan setzt keinen Energiestandard (z. B. 
Nullenergiehäuser) fest. Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan ermöglicht mit den 
getroffenen Festsetzungen die Umsetzung von z. B. Anlagen zur Nutzung der Solarenergie 
und setzt für die nicht überbaubaren Grundstücksflächen, die Tiefgaragendecken und 
Garagendächer grünordnerische Maßnahmen fest. Darüber hinaus sind im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens andere nationale Richtlinien, wie z. B. die Energie-
Einsparverordnung einzuhalten. Darüber hinaus gehende Festsetzungen werden auf Ebene 
des Bebauungsplanes als nicht erforderlich angesehen. 
 
Zu 2.1 
Außerhalb des Plangebietes besteht ein Lärmschutzwall entlang der Berliner Straße (L 188). 
Eine wohnbauliche Entwicklung ist mit dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 35/III, 
5. Änderung von 2006 bereits heute planungsrechtlich möglich. Mit dem bestehenden Wall 
werden den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse unter 
Berücksichtigung des Immissionsschutzes Sorge getragen. Im Rahmen einer 
schalltechnischen Untersuchung wurden die Verkehrslärmeinwirkungen auf das Plangebiet 
geprüft und entsprechende passive Maßnahmen in die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
aufgenommen. Darüber hinaus bestehen keine weiteren planungsrechtlichen Erfordernisse.  
 
Zu 3. 
Die wohnbauliche Entwicklung des Plangebietes erfolgt als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung in einem innerstädtischen, bereits erschlossenen Wohngebiet. Eine 
wohnbauliche Entwicklung ist mit dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 35/III, 5. Änderung 
von 2006 bereits heute planungsrechtlich möglich. Durch die Planung wird die grundsätzliche 
Erschließungsstruktur des bestehenden Planungsrechts nicht berührt. Darüber hinaus würde 
eine Anbindung an die Berliner Straße und somit die Überplanung der bestehenden 
Grünstrukturen entlang des Lärmschutzwalls zusätzliche, eingriffsrelevante und 
immissionsschutzrechtliche Konflikte aufwerfen. Gemäß Stellungnahme des 
Straßenbaulastträgers (Landesbetrieb Straßen NRW) ist die vorhandene verkehrliche 
Erschließung von der L 188 aus unverändert zu erhalten und es sind weitere Zufahrten oder 
Zugänge (und somit eine Überplanung des vorhandenen Lärmschutzwalls) von Seiten des 
Trägers als unzulässig erklärt. 
 
Zu 4. 
Bereits mit der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 35/III ist die wohnbauliche 
Entwicklung des Plangebietes planungsrechtlich vorbereitet, sodass bereits mit dieser 
Planung der Stell- und Parkplatzbedarf für das Plangebiet berücksichtigt wurde. 
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Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes geht eine Änderung der zu erwartenden 
Wohneinheiten einher. Aufgrund der zusätzlichen Wohneinheiten wurden zusätzliche 
öffentliche Parkplätze bzw. Besucherstellplätze im Plangebiet berücksichtigt.  
 
Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde der öffentliche Parkraum im Umfeld des 
Plangebietes gutachterlich erfasst (Leinfelder Ingenieure, September 2017). Im Ergebnis 
lässt sich zusammenfassen, dass der öffentliche Parkraum im Untersuchungsgebiet zwar 
nahezu ausgelastet, jedoch nicht überlastet ist. Für den erhobenen Untersuchungsraum 
wurde eine Auslastung der öffentlichen Parkplätze von etwa 80 % festgestellt; es bestehen 
somit noch freie Kapazitäten. 
 
Darüber hinaus werden die durch die Planung induzierten Stellplatzbedarfe im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens unter Berücksichtigung aktueller, bauordnungsrechtlicher 
Vorgaben auf den privaten Grundstücken selbst in Form von unterirdischen und 
oberirdischen Stellplätzen nachgewiesen. Der Planung ist ein für Mehrfamilienhäuser 
überdurchschnittlicher Stellplatzschlüssel von 1,5 Stellplätzen je Wohneinheit zugrunde 
gelegt. Hierfür stellt der Bebauungsplan ausreichende Flächen zur Bedarfsdeckung zur 
Verfügung. Darüber hinaus sieht der städtebauliche Entwurf zum Bebauungsplan innerhalb 
der festgesetzten öffentlichen Straßenverkehrsfläche weitere öffentliche Parkplätze für den 
Stadtteil sowie Besucherstellplätze für die Neubebauung vor. Mit dem Investor wird vor 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes ein städtebaulicher Vertrag abgeschlossen, der 
die zuvor beschriebenen Regelungen absichert.  
 
Wesentliche negative Auswirkungen zum bestehenden Parkdruck auf die öffentlichen 
Parkplatzflächen und damit verbundene Parksuchverkehre können mit Umsetzung des 
Bebauungsplanes ausgeschlossen werden.  
 
Auch im Hinblick auf die planbedingten Mehrverkehre sind keine wesentlichen negativen 
Auswirkungen in Bezug auf die Spiel- und Anliegerstraßen zu erwarten, da mit der geplanten 
inneren Erschließung eine geordnete Abwicklung der Grundstückszufahrten gewährleistet ist 
und keine wesentliche Erhöhung des Verkehrsaufkommens zu erwarten ist. Ein 
planungsrechtlich nicht zu lösender Zielkonflikt lässt sich insgesamt nicht erkennen. 
 
Zu 5. 
Kenntnisnahme. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen von Bürger 1 (BUND) wird nicht gefolgt. 



12 
 

 

I/A 2: Bürger 2 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1. 
Für das Plangebiet besteht ursprüngliches Planungsrecht mit dem Bebauungsplan Nr. 35/III 
aus dem Jahre 1994 sowie mit dem derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 35/III, 
5. Änderung von 2006, sodass eine wohnbauliche Entwicklung bereits heute realisierbar ist. 
Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan setzt für die nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen, die Tiefgaragendecken und Garagendächer grünordnerische 
Maßnahmen fest. Durch die wohnbauliche Entwicklung des Plangebietes als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung kann die Inanspruchnahme von anderweitigen Flächen im 
Außenbereich vermieden werden. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine 
artenschutzrechtliche Untersuchung des Plangebietes durchgeführt sowie Maßnahmen zur 
Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz in den 
Bebauungsplan aufgenommen. Die Artenschutzprüfung konnte keine Vorkommen von 
planungsrelevanten Arten nachweisen. Ein Zugriff auf die Gehölzsstrukturen entlang des 
Walls sowie auf die Spielplatzflächen erfolgt mit Umsetzung des Bebauungsplanes nicht. 
 
Zu 2. 
Der derzeit rechtskräftige Bebauungsplan setzt keinen Energiestandard (z. B. 
Nullenergiehäuser) fest. Der in Aufstellung befindliche Bebauungplan ermöglicht mit den 
getroffenen Festsetzungen die Umsetzung von z. B. Anlagen zur Nutzung der Solarenergie 
und setzt für die nicht überbaubaren Grundstücksflächen, die Tiefgaragendecken und 
Garagendächer grünordnerische Maßnahmen fest. Darüber hinaus sind im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens andere nationale Richtlinien, wie z. B. die Energie-
Einsparverordnung einzuhalten. Darüber hinaus gehende Festsetzungen werden auf Ebene 
des Bebauungsplanes als nicht erforderlich angesehen. 
 
Zu 2.1 
Außerhalb des Plangebietes besteht ein Lärmschutzwall entlang der Berliner Straße (L 188). 
Eine wohnbauliche Entwicklung ist mit dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 35/III, 
5. Änderung von 2006 bereits heute planungsrechtlich möglich. Mit dem bestehenden Wall 
werden den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse unter 
Berücksichtigung des Immissionsschutzes Sorge getragen. Im Rahmen einer 
schalltechnischen Untersuchung wurden die Verkehrslärmeinwirkungen auf das Plangebiet 
geprüft und entsprechende passive Maßnahmen in die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
aufgenommen. Darüber hinaus bestehen keine weiteren planungsrechtlichen Erfordernisse.  
 
Zu 3. 
Die wohnbauliche Entwicklung des Plangebietes erfolgt als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung in einem innerstädtischen, bereits erschlossenen Wohngebiet. Eine 
wohnbauliche Entwicklung ist mit dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 35/III, 5. Änderung 
von 2006 bereits heute planungsrechtlich möglich. Durch die Planung wird die grundsätzliche 
Erschließungsstruktur des bestehenden Planungsrechts nicht berührt. Darüber hinaus würde 
eine Anbindung an die Berliner Straße und somit die Überplanung der bestehenden 
Grünstrukturen entlang des Lärmschutzwalls zusätzliche eingriffsrelevante und 
immissionsschutzrechtliche Konflikte aufwerfen. 
Gemäß Stellungnahme des Straßenbaulastträgers (Landesbetrieb Straßen NRW) ist die 
vorhandene verkehrliche Erschließung von der L 188 aus unverändert zu erhalten und es 
sind weitere Zufahrten oder Zugänge (und somit eine Überplanung des vorhandenen 
Lärmschutzwalls) von Seiten des Trägers als unzulässig erklärt. 
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Zu 4. 
Bereits mit der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 35/III ist die wohnbauliche 
Entwicklung des Plangebietes planungsrechtlich vorbereitet, sodass bereits mit dieser 
Planung der Stell- und Parkplatzbedarf für das Plangebiet berücksichtigt wurde. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes geht eine Änderung der zu erwartenden 
Wohneinheiten einher. Aufgrund der zusätzlichen Wohneinheiten wurden zusätzliche 
öffentliche Parkplätze bzw. Besucherstellplätze auf dem Plangebiet berücksichtigt.  
 
Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde der öffentliche Parkraum im Umfeld des 
Plangebietes gutachterlich erfasst (Leinfelder Ingenieure, September 2017). Im Ergebnis 
lässt sich zusammenfassen, dass der öffentliche Parkraum im Untersuchungsgebiet zwar 
nahezu ausgelastet, jedoch nicht überlastet ist. Für den erhobenen Untersuchungsraum 
wurde eine Auslastung der öffentlichen Parkplätze von etwa 80 % festgestellt; es bestehen 
somit noch freie Kapazitäten.  
 
Darüber hinaus werden die durch die Planung induzierten Stellplatzbedarfe im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens unter Berücksichtigung aktueller, bauordnungsrechtlicher 
Vorgaben auf den privaten Grundstücken selbst in Form von unterirdischen und 
oberirdischen Stellplätzen nachgewiesen. Der Planung ist ein für Mehrfamilienhäuser 
überdurchschnittlicher Stellplatzschlüssel von 1,5 Stellplätzen je Wohneinheit zugrunde 
gelegt. Hierfür stellt der Bebauungsplan ausreichende Flächen zur Bedarfsdeckung zur 
Verfügung. Darüber hinaus sieht der städtebauliche Entwurf zum Bebauungsplan innerhalb 
der festgesetzten öffentlichen Straßenverkehrsfläche weitere öffentliche Parkplätze für den 
Stadtteil sowie Besucherstellplätze für die Neubebauung vor. Mit dem Investor wird vor 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes ein städtebaulicher Vertrag abgeschlossen, der 
die zuvor beschriebenen Regelungen absichert.  
 
Wesentliche negative Auswirkungen zum bestehenden Parkdruck auf die öffentlichen 
Parkplatzflächen und damit verbundene Parksuchverkehre können mit Umsetzung des 
Bebauungsplanes ausgeschlossen werden.  
 
Auch im Hinblick auf die planbedingten Mehrverkehre sind keine wesentlichen negativen 
Auswirkungen in Bezug auf die Spiel- und Anliegerstraßen zu erwarten, da mit der geplanten 
inneren Erschließung eine geordnete Abwicklung der Grundstückszufahrten gewährleistet ist 
und keine wesentliche Erhöhung des Verkehrsaufkommens zu erwarten ist. Ein 
planungsrechtlich nicht zu lösender Zielkonflikt lässt sich insgesamt nicht erkennen. 
 
Zu 5. 
Kenntnisnahme. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen von Bürger 2 wird nicht gefolgt. 
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I/A 3: Bürger 3 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1. 
Bereits mit der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 35/III ist die wohnbauliche 
Entwicklung des Plangebietes planungsrechtlich vorbereitet, sodass bereits mit dieser 
Planung der Stell- und Parkplatzbedarf für das Plangebiet berücksichtigt wurde. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes geht eine Änderung der zu erwartenden 
Wohneinheiten einher. Aufgrund der zusätzlichen Wohneinheiten wurden zusätzliche 
öffentliche Parkplätze bzw. Besucherstellplätze auf dem Plangebiet berücksichtigt.  
 
Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde der öffentliche Parkraum im Umfeld des 
Plangebietes gutachterlich erfasst (Leinfelder Ingenieure, September 2017). Im Ergebnis 
lässt sich zusammenfassen, dass der öffentliche Parkraum im Untersuchungsgebiet zwar 
nahezu ausgelastet, jedoch nicht überlastet ist. Für den erhobenen Untersuchungsraum 
wurde eine Auslastung der öffentlichen Parkplätze von etwa 80 % festgestellt; es bestehen 
somit noch freie Kapazitäten.  
 
Darüber hinaus werden die durch die Planung induzierten Stellplatzbedarfe im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens unter Berücksichtigung aktueller, bauordnungsrechtlicher 
Vorgaben auf den privaten Grundstücken selbst in Form von unterirdischen und 
oberirdischen Stellplätzen nachgewiesen. Der Planung ist ein für Mehrfamilienhäuser 
überdurchschnittlicher Stellplatzschlüssel von 1,5 Stellplätzen je Wohneinheit zugrunde 
gelegt. Hierfür stellt der Bebauungsplan ausreichende Flächen zur Bedarfsdeckung zur 
Verfügung. Darüber hinaus sieht der städtebauliche Entwurf zum Bebauungsplan innerhalb 
der festgesetzten öffentlichen Straßenverkehrsfläche weitere öffentliche Parkplätze für den 
Stadtteil sowie Besucherstellplätze für die Neubebauung vor. Mit dem Investor wird vor 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes ein städtebaulicher Vertrag abgeschlossen, der 
die zuvor beschriebenen Regelungen absichert.  
 
Wesentliche negative Auswirkungen zum bestehenden Parkdruck auf die öffentlichen 
Parkplatzflächen und damit verbundene Parksuchverkehre können mit Umsetzung des 
Bebauungsplanes ausgeschlossen werden.  
 
Zu 2. 
Der beschriebene Umstand, dass aufgrund von witterungsbedingten Straßenverhältnissen 
die öffentlichen Parkplätze außerhalb des Plangebietes durch den Besucherverkehr nicht 
angefahren werden können, ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. In Teilen 
des bestehenden Wohngebietes sind Privatstraßen vorhanden, dessen Unterhaltung den 
Anliegern obliegt. In Bezug auf die öffentlichen Verkehrsflächen wird die Stellungnahme an 
das zuständige Fachamt zur Prüfung weitergeleitet. 
 
Zu 3. 
Mit der Planung werden die bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplätze auf den privaten 
Grundstücksflächen nachgewiesen und darüber hinaus weitere Anwohner- und 
Besucherstellplätze sowie weitere öffentliche Parkplätze im Plangebiet untergebracht. Somit 
werden ausreichende Flächen zur Bedarfsdeckung unter Berücksichtigung der örtlichen 
Rahmenbedingungen durch den Bebauungsplan zur Verfügung gestellt. Hinsichtlich des 
mutmaßlich defizitären ÖPNV-Angebotes wird auf die bestehenden Linien verwiesen. Eine 
Änderung des ÖPNV-Angebotes steht nicht im direkten Zusammenhang mit dem 
Bebauungsplan, da bereits mit dem vorausgehenden Bebauungsplan die wohnbauliche 
Entwicklung des Plangebietes bereits heute planungsrechtlich möglich ist und an dem 
städtebaulichen Ziel zur Wohnraumvorsorge entsprechend des rechtskräftigen 
Bebauungsplanes nach wie vor festgehalten wird. 
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Zu 4. 
Um weitere Parkplatzflächen im Quartier zu ermöglichen, sind im städtebaulichen Entwurf 
weitere Parkplätze am Platz der Sonnenuhr unter Berücksichtigung des teilweisen Verbleibs 
der Platzfläche vorgeschlagen und im Bebauungsplan als nachrichtliche Übernahme 
enthalten. Wie bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan wird die Platzfläche als öffentliche 
Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Ein eventueller Zugriff sowie eine Anordnung der 
Parkstände erfolgt in der Straßenplanung unter Berücksichtigung der öffentlichen Belange 
vor Umsetzung des Bebauungsplanes. Für das Kinderspielen sind über die informelle 
Nutzung der Verkehrsflächen hinaus zahlreiche Angebote in den Spielstraßen, 
Grünstrukturen und Spielplatzflächen vorhanden. 
 
Zu 5. 
Die bestehende Ferngasleitung ist im Bebauungsplan nachrichtlich übernommen. Der von 
einer Bebauung freizuhaltende Schutzstreifen beträgt insgesamt 10 m.  
 
Zu 6. 
Im Bebauungsplanverfahren ist die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
vorgesehen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen von Bürger 3 wird teilweise gefolgt. 
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I/B  Äußerungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
I/B 1: Vodafone 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Plangebiet befinden sich keine Leitungen des Versorgungsträgers. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen des Versorgungsträgers werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 2: EVL - Energieversorgung Leverkusen  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Plangebiet befinden sich keine Bestandsanlagen des Versorgungsträgers die von der 
Planung betroffen sind. Die Erschließungsplanung wird im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens frühzeitig mit den Trägern abgestimmt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen des Versorgungsträgers werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 3: Bezirksregierung Düsseldorf - Dez. 26 - Luftverkehr 
 

 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Belange des Luftverkehrs sind nicht berührt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen der Bezirksregierung werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 4: Gascade 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Plangebiet befinden sich keine Leitungen des Versorgungsträgers. Externe wie auch 
interne Kompensationsflächen sind bei der vorliegenden Planung nicht erforderlich bzw. 
vorgesehen. Die weiteren Versorgungsträger wurden gesondert am Verfahren beteiligt. Im 
Rahmen der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie bei der weiteren 
Erschließungsplanung im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens wird der Träger weiter 
beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen des Versorgungsträgers werden zur Kenntnis genommen. 



30 
 

 

I/B 5: Amprion 
 

 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Plangebiet befinden sich keine Höchstspannungsleitungen des Versorgungsträgers. Die 
weiteren Versorgungsträger wurden am Verfahren gesondert beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen des Versorgungsträgers werden zur Kenntnis genommen. 



31 
 

 

I/B 6: LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Im Plangebiet befinden sich keine bekannten Bodendenkmäler oder Hinweise auf das 
Vorhandensein von Bodendenkmälern. In den Bebauungsplan wurde ein Hinweis auf die  
§§ 15 und 16 DSchG NRW aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen des LVR wird gefolgt. 
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I/B 7: Straßen NRW 
 

 
 

1 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1: 
Der vorhandene Lärmschutzwall einschließlich der Gehölzstrukturen entlang der Berliner 
Straße (L 188) liegt außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Eine 
Überplanung dieser Flächen findet daher mit Aufstellung des Bebauungsplanes nicht statt. 
 
Zu 2: 
Maßnahmen zum Immissionsschutz (z. B. gegen Lärm- oder Schadstoffbelastungen) gehen 
nicht zu Lasten des Straßenbaulastträgers. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt und die erforderlichen, passiven 
Schallschutzmaßnahmen sind als Festsetzungen in den Bebauungsplan eingegangen. 
 
Zu 3: 
Die Erschließung des gesamten Plangebietes erfolgt über die Gemeindestraße „Meckhofer 
Feld“ bzw. von dort aus über eine innere, private Erschließung. Diese Grundstückszufahrt ist 
festgesetzt, sodass weitere Zufahrten von der Berliner Straße (L 188) aus unzulässig sind. 
Darüber hinaus sind die Bereiche unmittelbar an der L 188 nicht Teil des Bebauungsplanes, 
sodass ein Zugriff auf diese Flächen nicht stattfindet.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen des Landesbetriebes wird gefolgt.  
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I/B 8: Deutsche Telekom 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1: 
Im Plangebiet befinden sich Telekommunikations-Leitungen des Versorgungsträgers. Die 
Sicherung der vorhandenen Leitungen innerhalb der festgesetzten und vorhandenen 
öffentlichen Straßenverkehrsfläche ist gewährleistet. Weitere Festsetzungen in diesem 
Bereich sind auf Ebene des Bebauungsplanes somit nicht notwendig.  
 
Für die Versorgung im rückwärtigen Bereich der Bebauung sind im Bebauungsplan Flächen 
mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Versorgungsträger in einer Breite von 
5,5 m festgesetzt. Im südwestlichen Bereich ist eine Fläche mit Leitungsrechten zugunsten 
der Versorgungsträger in einer Breite von 1,5 m festgesetzt.  
 
Zu 2: 
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens wird die Erschließungsplanung mit dem 
Leitungsträger abgestimmt. Auch hinsichtlich der landschaftspflegerischen Freianlagen-
planung werden die Schutzansprüche der Leitungen sowie das Merkblatt berücksichtigt.  
 
Zu 3: 
Wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Erschließungsplanung bzw. im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens – vor Umsetzung des Bebauungsplanes – erfolgt die 
Abstimmung und Beteiligung des Trägers. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen des Versorgungsträgers werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 9: Geologischer Dienst NRW 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Standsicherheit der geplanten Gebäude (einschließlich der Verbau der Baugruben sowie 
die Sicherung der vorhandenen Topographie) sind bauordnungsrechtlich im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen.  
 
Hinsichtlich des Baugrundgutachtens liegen für den Bebauungsplan hinreichende 
Erkenntnisse über die hydrologischen und sonstigen Bodenverhältnisse vor, sodass 
diesbezügliche Festsetzungen nicht notwendig sind und die allgemeinen Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse mit Umsetzung des Bebauungsplanes gemäß § 1 
Abs. 6 Nr. 1 BauGB berücksichtigt sind. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen des Landesbetriebes wird teilweise gefolgt.  
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I/B 10: Unitymedia 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Plangebiet befinden sich Leitungen des Versorgungsträgers. Diese sind innerhalb der 
festgesetzten und vorhandenen öffentlichen Straßenverkehrsfläche gesichert.  
 
Im Rahmen der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie bei der weiteren 
Erschließungsplanung im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens wird der Träger weiter 
beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen des Versorgungsträgers werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 11: Pledoc 
 

 
 



44 
 

 



45 
 

 



46 
 

 



47 
 

 
 
 



48 
 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Bebauungsplan enthält die vorhandene Ferngasleitung als nachrichtliche Übernahme 
gemäß § 9 Abs. 6 BauGB. Die Bereiche des im Bebauungsplan eingetragenen 
Schutzstreifens sind von jeglicher Bebauung freizuhalten; die Schutzanweisungen des 
Leitungsträgers sind zu berücksichtigen. Die in Rede stehende Überlagerung der 
Baugrenzen wurde im Bebauungsplan zurückgenommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen des Versorgungsträgers wird gefolgt.  
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I/B 12: Westnetz 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Plangebiet befinden sich keine Hochspannungsleitungen des Versorgungsträgers. Die 
weiteren Versorgungsträger wurden am Verfahren gesondert beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen des Versorgungsträgers werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 13: Telefonica 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Mittellinie der Richtfunktrasse „Link 306551445“ sowie dessen Schutzstreifen (mit einer 
Trassenbreite von +/- 10 m) liegt außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. 
Die Festsetzungen zu Höhe baulicher Anlagen unterschreiten die geforderte maximale 
Bauhöhe von 52 m deutlich. Auch etwaige genehmigungsfreie Anlagen im Sinne des § 65 
der Landesbauordnung NRW (BauO NRW) sind lediglich bis zu einer Höhe von bis zu 10 m 
zulässig. Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes können somit negative Auswirkungen 
auf die Richtfunktrasse ausgeschlossen werden.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen des Versorgungsträgers werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 14: IHK 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Belange der IHK Köln sind nicht berührt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen der IHK Köln werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 15: Avea 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Anforderungen an die Ausgestaltung (inkl. Erreichbarkeit) der Müllsammelstandorte und 
der Zuwegungen werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens berücksichtigt. Die 
öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind bereits im Bestand vorhanden und die Struktur des 
Verkehrsnetzes wird nicht berührt; Wendeanlagen sind daher in der vorliegenden Planung 
des bereits erschlossenen Plangebietes als Bebauungsplan der Innenentwicklung nicht zu 
berücksichtigen.  
 
Das dem Bebauungsplan zugrunde liegende städtebauliche Konzept sieht für die 
Mehrfamilienhäuser die gebündelte Unterbringung von Müllsammelbehältern vor. Der 
Bebauungsplan setzt dementsprechend Flächen für Nebenanlagen fest. Die Erreichbarkeit 
zur Abholung ist jeweils gegeben. Den Anforderungen wird damit bereits auf Ebene des 
Bebauungsplanes Folge geleistet. 
 
Im nordöstlichen Bereich der Straße „Meckhofer Feld“ befindet sich in unmittelbarer Nähe 
des Plangebietes eine Wertstoffinsel (Altglascontainer). Gemäß der Stellungnahme des 
Fachbereiches 32 - Umwelt der Stadt Leverkusen vom 04.04.2017 stehen immissionsschutz-
rechtliche Belange zum Standort dieser Wertstoffinsel entgegen.  
 
Daher wird im weiteren Verfahren, vor Umsetzung des Bebauungsplanes, die 
Standortverlagerung der Wertstoffinsel mit dem Abfallbetrieb AVEA sowie den zuständigen 
Fachämtern abgestimmt. Bei der Standortwahl ist rechtlich ein Mindestabstand von 12 m zur 
nächstgelegenen Wohnbebauung, die verkehrliche Erreichbarkeit für Kfz sowie die 
verkehrssichere Erreichbarkeit für Fußgänger zu berücksichtigen. Ein möglicher Standort, 
der diese Kriterien erfüllt, ist die öffentliche Freifläche im Kreuzungsbereich „Meckhofer Feld/ 
Am Mühlenbach“. 
Die Verlagerung der Wertstoffinsel wird vom Investor übernommen und über einen vor 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes abzuschließenden städtebaulichen Vertrag 
rechtlich abgesichert. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Äußerungen der AVEA werden zur Kenntnis genommen. 
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I/C Äußerungen von städtischen Fachbereichen und Sonderordnungs-
behörden 

 
I/C 1: TBL - Technische Betriebe Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Entwässerungsplanung der inneren Erschließungsflächen des Plangebietes wird vor 
Umsetzung des Bebauungsplanes erarbeitet. Das Bodengutachten bestätigt die 
Versickerungsfähigkeit der anstehenden Böden; eine zusätzliche Behandlung der auf den 
Verkehrsflächen anfallenden Niederschläge ist nicht erforderlich. Die Entwässerung dieser 
Flächen erfolgt im Sinne des § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. V. m. § 44 
Landeswassergesetz Nordrhein-Westfalen (LWG NRW). 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen der TBL wird gefolgt. 
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I/C 2: Fachbereich 51 - Kinder und Jugend 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die wohnbauliche Entwicklung des Plangebietes wird bereits mit dem Bebauungsplan  
Nr. 35/III „Wohnbereich Sandberg und Kleingartenanlage Meckhofen“ aus dem Jahre 1994, 
zuletzt in der 5. Änderung von 2006 rechtskräftig, vorbereitet. Eine Kindertagesstätte ist nicht 
Bestandteil der vorliegenden Planung. Ziel der Stadt Leverkusen ist mit der vorliegenden 
Planung die hohe Wohnraumnachfrage in Leverkusen zu decken. 
 
Das Plangebiet stellt sich darüber hinaus aufgrund der erforderlichen Rahmenbedingungen 
als Standort für eine Kinderbetreuungseinrichtung als nicht geeignet dar. Für die genannten 
Bedarfe an Betreuungsplätzen ist ein erhöhter Flächenbedarf notwendig. Auch gehen mit 
einer Kita-Nutzung in dieser Größenordnung aufgrund der damit erzeugten Verkehrsmengen 
wesentliche Auswirkungen auf den Straßenverkehr einher. 
 
Um der Nachfrage nach neuen Standorten für Kindertagesstätten gerecht zu werden, hat 
zwischenzeitlich der Rat der Stadt Leverkusen am 16.10.2017 einen Grundsatzbeschluss  
„Tageseinrichtungen für Kinder in Leverkusen – Grundsatzbeschluss über Neubau-, Anbau- 
und Umbaumaßnahmen zur Gewährleistung des Rechtsanspruches und Erreichung einer 
bedarfsgerechten Versorgung von Kindern im Alter zwischen einem Jahr bis zum 
Schuleintritt“ (Vorlage Nr. 2017/1790) einstimmig gefasst. 
 
Hiernach ist vorgesehen im Stadtteil Steinbüchel, also im näheren Umfeld des Plangebietes, 
drei weitere große Kindertagesstätten zu errichten: 
 

- Steinbüchel - Schopenhauerstraße/Fester Weg (achtgruppig) 
- Steinbüchel - Bohofsweg/In der Wasserkuhl (achtgruppig)  
- Steinbüchel - Heinrich-Lübke-Straße (achtgruppig) 

 
Das Bebauungsplanverfahren für den Standort „Heinrich-Lübke-Straße“ ist bereits 
abgeschlossen. Für die beiden anderen Standorte wird die Einleitung der 
Bauleitplanverfahren aktuell vorbereitet.  
 
Somit kann kurz- bis mittelfristig ein Angebot an neuen Kindertagesstätten im näheren 
Umfeld des Plangebietes zur Verfügung gestellt werden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen des Fachbereiches wird bezüglich der Umsetzung einer Kindertagesstätte 
innerhalb des Plangebietes nicht gefolgt und bezüglich der Bereitstellung von weiteren 
Standorten für Kindertagesstätten im Umfeld des Plangebietes gefolgt. 
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I/C 3: Fachbereich 32 - Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1. 
Die Pflanzvorschlagslisten wurden auf redaktionelle Fehler geprüft und um eine Auswahl an 
Vogelnährgehölzen ergänzt.  
 
Die dargelegten Vermeidungsmaßnahmen (Bauzeitenbeschränkung) wurden hinweislich in 
den Bebauungsplan aufgenommen. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine 
artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt und mit den Fachbehörden abgestimmt. 
 
Zu 2. 
Die Begründung zu den Schutzgütern Klima/Luft wurde ergänzt.  
 
Zu 3. 
Hinsichtlich der Lkw-Sperrung auf der Autobahnbrücke A 1 und der damit verbundenen 
Ausweichverkehre wurde in Abstimmung mit dem Fachamt im September 2017 eine 
Verkehrserhebung durchgeführt und das Schallgutachten darauf hin angepasst (Stand März 
2018). Beim Erstgutachten (Stand September 2016) wurde den Lkw-Ausweichverkehren mit 
einem pauschalen Aufschlag von 30 % auf die Verkehrszahlen der SVZ 2010 Rechnung 
getragen. Gegenüber den Verkehrsmengen aus 2010 und 2015 stellen die nun erhobenen 
Verkehrsmengen die tatsächlichen Ausweichverkehre dar. Als konservative Annahme wird 
somit ein Worst-Case-Szenario zugrunde gelegt, sodass bei Wiederherstellung der 
Rheinbrücke und dem Wegfall der Lkw-Ausweichverkehre geringere Belastungen aus dem 
Straßenverkehrslärm zu erwarten sind.  
 
Zu 4.1  
Die gegebenen Informationen zum Schutzgut Wasser werden in der Planbegründung 
ergänzt. 
 
Zu 4.2 
Die Entwässerungsplanung des Plangebietes wird im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens vor Umsetzung des Bebauungsplanes erarbeitet.  
 
Dabei ist vorgesehen, das Schmutzwasser in die vorhandene Kanalisation im 
Trennverfahren abzuleiten. Das auf den privaten Grundstücken anfallende Niederschlags-
wasser kann ortsnah zur Versickerung gebracht werden, auch die Einleitung in die 
Regenwasserkanalisation ist möglich. Die Entwässerungsplanung erfolgt in Abstimmung mit 
den Fachämtern. Dies wird entsprechend in der Planbegründung ergänzt. 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist die Entwässerungsplanung nicht 
nachzuweisen, da die grundsätzliche Entwässerung des Plangebietes gesichert ist. Die 
Niederschlags- und Abwasserbeseitigung hat grundsätzlich den Vorgaben des § 55 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. § 44 Landeswassergesetz Nordrhein-Westfalen (LWG 
NRW) zu folgen. 
 
Zu 5. 
Die gegebenen Informationen zum Schutzgut Boden bzw. zu Altlasten werden in der 
Planbegründung ergänzt. 
 
Zu 6. 
Das dem Bebauungsplan zugrunde liegende städtebauliche Konzept sieht für die 
Mehrfamilienhäuser die gebündelte Unterbringung von Müllsammelbehältern vor. Der 
Bebauungsplan setzt dementsprechend Flächen für Nebenanlagen fest. Die Erreichbarkeit 
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zur Abholung ist jeweils gegeben. Den Anforderungen wird damit bereits auf Ebene des 
Bebauungsplanes Folge geleistet. 
 
Zu 7. 
Die wohnbauliche Entwicklung des Plangebietes wird bereits mit dem Bebauungsplan 
Nr. 35/III „Wohnbereich Sandberg und Kleingartenanlage Meckhofen“ aus dem Jahre 1994, 
zuletzt in der 5. Änderung von 2006 rechtskräftig, vorbereitet und damit auch die Anordnung 
der in Rede stehenden Bebauung begründet. Insbesondere aufgrund der 
bauordnungsrechtlich einzuhaltenden Abstandflächen der Baukörper untereinander ist eine 
Verschiebung der Baugrenzen aus städtebaulichen Gründen nicht möglich und dies würde 
den Planungszielen der Stadt Leverkusen widersprechen, mit der vorliegenden Planung die 
hohe Wohnraumnachfrage nachhaltig zu decken. Auch ergeben sich damit deutliche 
Flächenverluste für die rückwärtigen Grün- und Freianlagen des Plangebietes. 
 
Der in der Stellungnahme geforderte Mindestabstand von 14 m kann lediglich als eine 
unverbindliche Empfehlung gewertet werden. Analog eines Urteils des 
Verwaltungsgerichtshofes (VGH) Baden-Württemberg, vom 07.07.2016 (Az.: 10 S 579/16) ist 
rechtlich aber ein Abstand von mindestens 12 m zwischen geplanter Bebauung und Altglas-
Container einzuhalten.   
 
Im weiteren Verfahren wird, vor Umsetzung des Bebauungsplanes, die Standortverlagerung 
der Wertstoffinsel mit dem Abfallbetrieb AVEA sowie den zuständigen Fachämtern 
abgestimmt. Bei der Standortwahl ist ein Mindestabstand von 12 m zur nächstgelegenen 
Wohnbebauung, die verkehrliche Erreichbarkeit für Kfz sowie die verkehrssichere 
Erreichbarkeit für Fußgänger zu berücksichtigen. Ein möglicher Standort, der diese Kriterien 
erfüllt, ist die öffentliche Freifläche im Kreuzungsbereich „Meckhofer Feld/Am Mühlenbach“. 
Die Verlagerung der Wertstoffinsel wird vom Investor übernommen und über einen vor 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes abzuschließenden städtebaulichen Vertrag 
rechtlich abgesichert. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen des Fachbereiches Umwelt wird teilweise gefolgt. 
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